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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Notus energy Plan GmbH & Co. KG in 14469 Pots-
dam wird die

Genehmigung

nach §  16b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erteilt, insgesamt sechs WEA auf den Grund-
stücken in 14793 Buckautal OT Dretzen,

Gemarkung Dretzen,
WEA 06:	 Flur 1, Flurstück 29/5
WEA 07:	 Flur 1, Flurstück 77
WEA 08:	 Flur 3, Flurstücke 77, 135/76 und 172
WEA 09:	 Flur 3, Flurstück 135
WEA 10:	 Flur 3, Flurstück 86 und 91
WEA 11:	 Flur 3, Flurstück 89, 96 und 97

in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter 
Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu 
errichten und zu betreiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG

-	 die Baugenehmigung nach § 72 Absatz 1 Satz 1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) mit der 
Zulassung der beantragten Abweichung von der Vor-
schrift des § 6 BbgBO (Reduzierung der Abstands-
flächentiefe auf 81,12 m)

-	 die Waldumwandlungsgenehmigung gemäß §  8 
Abs.  1 Landeswaldgesetz (LWaldG) im unter II.2. 
dieses Bescheides näher beschriebenen Umfangs

-	 Entscheidung über die Anzeige zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen nach den Anforderungen 
der AwSV

-	 Erteilung der Ausnahmen nach §  16 AwSV (für die 
außenliegenden Rückkühler je WEA und die be-
antragte Ausführung der Kranaufstellflächen je WEA)

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Zustellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden. Der Widerspruch eines Dritten 
gegen die Zulassung der Windenergieanlage/n ist binnen eines 
Monats nach seiner Erhebung zu begründen. Der Widerspruch 
eines Dritten gegen die Zulassung der Windenergieanlage/n hat 
keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag eines Dritten auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs gegen die Zulassung der Wind-
energieanlage/en nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungs-

Errichtung der Stiftung „UMBIO“

Bekanntmachung  
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Vom 8. Mai 2026

Auf Grund des § 15 des Stiftungsgesetzes für das Land Bran- 
denburg (StiftGBbg) vom 30. Juni 2022 (GVBl. I Nr. 18), das 
durch Artikel 42 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 9 
S. 19) geändert worden ist, wird hiermit die Anerkennung der 
Stiftung „UMBIO“ mit Sitz in Oberuckersee als rechtsfähig öf-
fentlich bekannt gemacht.

Zwecke der Stiftung sind die Förderung

a)	 des Umweltschutzes,
b)	 des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der 
Länder,

c)	 der Pflanzenzucht,
d)	 der Bildung sowie
e)	 von Wissenschaft und Forschung.

Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung.

Die gemäß §  4 Absatz  1 StiftGBbg zuständige Verwaltungs-
behörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land 
Brandenburg, das Ministerium des Innern und für Kommuna-
les, hat die Anerkennung der Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 
8. Mai 2026 erteilt.

Genehmigung zum Vorhaben  
Repowering durch Errichtung und Betrieb  

von sechs Windenergieanlagen 
in 14793 Buckautal OT Dretzen

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26. Mai 2026

Der Firma Notus energy Plan GmbH & Co. KG, Parkstraße 1 
in 14469 Potsdam, wurde die Genehmigung nach §  16b des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem 
Grundstück in der Gemarkung Dretzen, Flur 1, Flurstücke 29/5 
und 77 und Flur 3, Flurstücke 77, 86, 89, 91, 96, 97, 135, 135/76 
und 172 sechs Windenergieanlagen (WEA) zu errichten und zu 
betreiben (Repowering).

Es handelt sich um sechs WEA des Typs Vestas V162 - 7,2 MW. 
Hierfür sind zehn Bestands-WEA des Typs Südwind S  77 - 
1,5 MW stillzulegen und zurückzubauen.
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gerichtsordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der 
Zustellung der Zulassung beim Oberverwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt und begründet werden.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 28. Mai 2026 bis einschließlich 10. Juni 2026 
auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Brandenburg 
unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-west zu-
gänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 

9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  4 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West

Genehmigung zum Vorhaben  
Errichtung und Betrieb von vier Windkraftanlagen 

in 16244 Schorfheide

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26. Mai 2026

Der Firma Teut Energieprojekte GmbH, Idastraße  20 in 
13156 Berlin, wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den Grund-
stücken in 16244 Schorfheide in der Gemarkung Groß Schöne-
beck, Flur 6, Flurstücke 176, 177 und 178 vier Windkraftanlagen 
zu errichten und zu betreiben (Az.: G03324).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma Teut Energieprojekte GmbH (im Folgenden: 
Antragsteller), Idastraße 20 in 13156 Berlin wird die

Genehmigung

nach § 4 BImSchG erteilt, vier Windkraftanlagen (WKA) 
am Standort 16244 Schorfheide

WKA	 Gemarkung	 Flur	 Flurstück

GSB 1	 Groß Schönebeck	 6	 176
GSB 2	 Groß Schönebeck	 6	 177
GSB 3	 Groß Schönebeck	 6	 176/177
GSB 4	 Groß Schönebeck	 6	 178

in dem unter II. und III. dieser Entscheidung beschrie- 
benen Umfang und unter Einhaltung der unter IV. ge-
nannten Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB) zu er-
richten und zu betreiben.

2.	 Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung umfasst 
nach § 13 BImSchG folgende Entscheidungen:

-	 die Baugenehmigung (Az.: 63- 02265-24-12) nach § 72  
Abs.  1 Satz  1 der Brandenburgischen Bauordnung 
(BbgBO) für vier WKA mit der Zulassung einer Ab-
weichung (Reduzierung der Abstandsflächentiefe von 
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116,04  m auf 81,62 m) gemäß § 67 BbgBO i. V. m. 
§ 6 Abs. 5 BbgBO, einschließlich einer Löschwasser-
zisterne in der Gemarkung Groß Schönebeck, Flur 6, 
Flurstück 177.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 
Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb 
eines Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Ober-
verwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin ge-
stellt und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Das Vorhaben unterlag den Bestimmungen nach § 6 des Wind-
energieflächenbedarfsgesetzes.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 28. Mai 2026 bis einschließlich 10. Juni 2026 
auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Brandenburg 
unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost zu-
gänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 

mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergie-
anlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG) 
vom 20.  Juli 2022 (BGBl.  I S.  1353), zuletzt geändert durch 
Artikel  4 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl.  2025 I 
Nr. 189)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung zum Vorhaben  
Errichtung und Betrieb von zwei Windkraftanlagen 

in 17291 Uckerfelde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26. Mai 2026

Der Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal in 17291 Dauerthal, 
wurde die Genehmigung nach §  4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück in 
17291 Uckerfelde in der Gemarkung Blankenburg, Flur 2, Flur-
stück 188 zwei Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben 
(Az.: G06724).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma ENERTRAG SE (im Folgenden: Antrag-
steller), Gut Dauerthal in 17291 Dauerthal wird die
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der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt 
und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 28. Mai 2026 bis einschließlich 10. Juni 2026 
auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Brandenburg 
unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost zu-
gänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 

Genehmigung

nach § 4 BImSchG erteilt, zwei WKA in 17291 Uckerfelde

Gemarkung:	 Blankenburg
Flur:	 2
Flurstück:	 188

in dem unter II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter IV. 
genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB) zu er-
richten und zu betreiben.

2.	 Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung umfasst 
nach § 13 BImSchG:

-	 die Baugenehmigung (Az.: 63- 03080-24-21) nach 
§ 72 Abs. 1 Satz 1 der Brandenburgischen Bauordnung 
(BbgBO) für zwei WKA mit der Zulassung einer Ab-
weichung (Reduzierung der Abstandsflächentiefe von 
122,80 m auf 89,00 m) gemäß § 67 BbgBO i. V. m. § 6 
Abs. 5 BbgBO, einschließlich der Errichtung von einer 
Löschwasserzisterne in der Gemarkung Blankenburg, 
Flur 2, Flurstück 188,

-	 die Befreiung vom Alleenschutz gemäß § 67 Abs. 1 
BNatSchG für die Beseitigung von 2 Alleebäumen 
Esche (Fraxinus excelsior) mit einem Stammumfang 
(STU) von 85 cm und Linde (Tilia spec.) mit einem 
STU von 41 cm im Bereich der geplanten Zuwegung 
zur WKA UC AW4,

-	 die Zustimmung (Anzeigenbestätigung) für einen Erd-
aufschluss zur Baugrundverbesserung (Rüttelstopf-
säulen) gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und  
§ 56 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) 
zur Baugrundverbesserung (Rüttelstopfsäulen) für WKA  
UC AW 4 in der Gemarkung Blankenburg, Flur  2, 
Flurstück 188,

-	 die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis gemäß §  9 
Abs.  2 Nr.  1 Brandenburgisches Denkmalschutz-
gesetz (BbgDSchG),

-	 sowie die Ausnahmegenehmigung nach § 24 Abs. 1 
Ziffer 2 in Verbindung mit Abs. 9 Brandenburgisches 
Straßengesetz (BbgStrG) vom Anbauverbot für die 
Anbindung an die Kreisstraße 7319 (Abschnitt 010, 
km 1+750 und km 1+985),

-	 die Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens 
nach § 71 Abs. 1 BbgBO.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer 
Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 20 vom 27. Mai 2026466

1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergie-
anlagen an Land (Windenergieflächenbedarfsgesetz - WindBG) 
vom 20.  Juli 2022 (BGBl.  I S.  1353), zuletzt geändert durch 
Artikel  4 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl.  2025 I 
Nr. 189)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung beschrie- 
benen Umfang und unter Berücksichtigung der unter Zif-
fer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen zu än-
dern.

2.	 Der Genehmigungsbescheid Nr. 20.020.Ä0/23/1.6.2V/T13 
vom 01.10.2025 behält seine Gültigkeit, soweit durch die-
sen Bescheid keine Änderungen vorgesehen sind.

VIII.	 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer 
Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt 
und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 28. Mai 2026 bis einschließlich 10. Juni 2026 
auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Brandenburg 
unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-ost zu-
gänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, 
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 

Genehmigung zum Vorhaben  
wesentliche Änderung von zwölf Windkraftanlagen 

in 17337 Uckerland

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26. Mai 2026

Der Firma TANDEM Investitions- und Beteiligungsgesellschaft 
für ökologische Projekte mbH, Cuxhavener Straße 10 in 28217 
Bremen, wurde die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den Grund-
stücken in 17337 Uckerland in der Gemarkung Wilsickow, 
Flur 2, Flurstücke 14/1, 15/1, 63/1, 118, 119/1, 131, 136/2, 422, 
425, 426, 480, 486, 487, 534 und 538 zwölf Windkraftanlagen 
wesentlich zu ändern (Az.: G-20-2025-170).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

Der Firma TANDEM Investitions- und Beteiligungs-
gesellschaft für ökologische Projekte mbH, Cuxhavener 
Straße 10 in 28217 Bremen wird die

Genehmigung

nach §  16 Abs.  1 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) erteilt, die mit dem Genehmigungsbescheid 
Nr. 20.020.00/23/1.6.2V/T13 vom 01.10.2025 genehmigten 
WKA am Standort in 17337 Uckerland, OT Wilsikow:

Bezeichnung	 Gemarkung	 Flur	 Flurstück

WEA 1	 Wilsickow	 2	 534
WEA 2	 Wilsickow	 2	 538
WEA 3	 Wilsickow	 2	 131
WEA 4	 Wilsickow	 2	 118
WEA 5	 Wilsickow	 2	 486, 487
WEA 6	 Wilsickow	 2	 131
WEA 7	 Wilsickow	 2	 136/2
WEA 8	 Wilsickow	 2	 14/1, 15/1
WEA 9	 Wilsickow	 2	 119/1
WEA 10	 Wilsickow	 2	 422
WEA 11	 Wilsickow	 2	 425, 426
WEA 12	 Wilsickow	 2	 63/1, 480
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mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Gemarkung:	 Mertensdorf
Flur:	 2
Flurstücke:	 70

in dem unter II. und III. dieser Entscheidung beschriebenen 
Umfang und unter Einhaltung der unter IV. genannten 
Inhalts- und Nebenbestimmungen zu errichten und zu be-
treiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
behördliche Entscheidungen:

-	 Die Baugenehmigung gemäß §  72 der Branden-
burgischen Bauordnung (BbgBO) mit der Zulassung 
einer Abweichung von bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften gemäß §  67 Abs.  1 der BbgBO zu den er-
forderlichen Abstandsflächen gemäß § 6 Abs. 5 BbgBO 
(Reduzierung der Abstandsfläche auf die Projektions-
fläche des Rotors bzw. einen Radius von 87,61 m),

-	 die denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß § 9 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG)

3.	 Die Kostenentscheidung und die Festsetzung der Gebüh- 
ren und Auslagen erfolgen mit gesondertem Bescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Absatz 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.“

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 28. Mai 2026 bis einschließlich 10. Juni 2026 
auf der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Brandenburg 
unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-west zu-
gänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Genehmigung zum Vorhaben  
Errichtung und Betrieb von einer Windenergieanlage 

in 16949 Putlitz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26. Mai 2026

Der Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co. KG,  
Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Meißen, wurde am 07.04.2026 die 
Genehmigung nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück am Standort 16949 Put-
litz, Gemarkung Mertensdorf, Flur 2, Flurstück 70 eine Wind-
energieanlage zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co.  
KG (im Folgenden: Antragstellerin), Dr.-Eberle-Platz  1, 
01662 Meißen, wird die

Genehmigung

erteilt, eine Windenergieanlage (WEA 1) auf dem Grund-
stück am Standort 16949 Putlitz in der:
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Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  4 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West

Genehmigung zum Vorhaben  
Errichtung und Betrieb von vier Windenergieanlagen 

in 16949 Putlitz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26. Mai 2026

Der Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co. KG,  
Dr.-Eberle-Platz 1 in 01662 Meißen, wurde am 07.04.2026 die 
Genehmigung nach §  4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück am Standort 16949 Put-
litz, Gemarkung Weitgendorf, Flur 6, Flurstücke 52, 55; Gemar- 
kung Mertensdorf, Flur 2, Flurstücke 46, 108 vier Windenergie-
anlagen zu errichten und zu betreiben.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1.	 Der Firma UKA Umweltgerechte Kraftanlagen GmbH & Co.  
KG (im Folgenden: Antragstellerin), Dr.-Eberle-Platz  1, 
01662 Meißen, wird die

Genehmigung

erteilt, vier Windenergieanlagen (WEA 2, WEA 3, WEA 4 
und WEA 5) auf dem Grundstück am Standort 16949 Put-
litz in der:

Gemarkung:	 Weitgendorf	 Mertensdorf
Flur:	 6	 2
Flurstücke:	 52 (WEA 3),	 46 (WEA 4),
	 55 (WEA 2)	 108 (WEA 5)

in dem unter II. und III. dieser Entscheidung beschriebenen 
Umfang und unter Einhaltung der unter IV. genannten In-
halts- und Nebenbestimmungen zu errichten und zu be-
treiben.

2.	 Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende 
behördliche Entscheidungen:

-	 Die Baugenehmigung gemäß §  72 der Brandenbur- 
gischen Bauordnung (BbgBO) mit der Zulassung einer 
Abweichung von bauordnungsrechtlichen Vorschriften 
gemäß § 67 Abs. 1 der BbgBO zu den erforderlichen 
Abstandsflächen gemäß § 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzie-
rung der Abstandsfläche auf die Projektionsfläche des 
Rotors bzw. einen Radius von 125,15 m),

-	 die denkmalrechtliche Erlaubnis gemäß § 9 Abs. 1 des 
Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes (BbgDSchG)

3.	 Die Kostenentscheidung und die Festsetzung der Gebüh- 
ren und Auslagen erfolgen mit gesondertem Bescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.



* Anm. d. Red.: In der Internetfassung anonymisiert; rechtlich maßgeblich bleibt die Papierausgabe.
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